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U r t e i 1

in dem Rechtsstreit
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Klägerin und Revisionsklägerin,
hozeßbevollmächtigte:

0.00.0000...-0.000.00000.0..0.‚

g e g e n
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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 15. Januar 1981

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden—Württemberg vom 50. Oktober 4979

wird zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu er-

statten.
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Die Beteiligten streiten um den Anspruch der Klägerin auf

Erwerbsunfähigkeitsrente.

Die im Jahre 1955 geborene Klägerin hat keinen Beruf erlernt;

sie war 1951 wenige Monate als Maschinenarbeiterin und von

1952 bis 1959 als Bürohilfe versicherungspflichtig beschäf—

tigt. Ihren im Januar 1975 gestellten Rentenantrag lehnte

die Beklagte durch Bescheid vom 24. März 1975 ab. Die hier-

gegen erhobene Klage wies das Sozialgericht (SG) Stuttgart

(Urteil vom 1. Februar 1979) mit der Begründung ab, die

Klägerin könne noch vollschichtig leichte körperliche Ar—

beiten überwiegend sitzender Art wie etwa Bürohilfstätig—

keiten verrichten. Es folgte dabei den gutachterlichen Be—

urteilungen der Sachverständigen Prof. Dr. M und

Dr. C , denen es gegenüber dem Gutachten des Dr. M

den Vorzug gab.

Die Berufung der Klägerin wies das Landessozialgericht Baden—

Württemberg (LSG) am 50. Oktober 1979 zurück mit der Be-
gründung, die Klägerin könne noch leichte Arbeiten voll-

schichtig verrichten. Die einschränkende Bedingung "über—

wiegend im Sitzen" sei durchaus betriebsüblich. Arbeits-

tätigkeiten, die im Sitzen zu verrichten seien aber gele—
gentliches Stehen zuließen, gebe es in der Industrie in

nicht nur unbedeutender Zahl. Auch das LSG folgte bei der

Einschätzung der körperlichen Leistungsfähigkeit der Klä-

gerin den Gutachten des Prof. Dr. M und Dr. C .

Mit der
vom

LSG zugelassenen Revision wendet sich die

Klägerin gegen die Würdigung der ärztlichen Gutachten durch
das LSG und macht geltend, das LSG habe seine Überzeugung

im angefochtenen Urteil nicht ausreichend begründet. Weiter—

hin sei das LSG von dem Urteil des Bundessozialgerichts

(BSG) vom 19. April 1978 (4 RJ 55/77 = SozR 2200 5 1246

Nr 50) abgewichen. Es habe nicht geprüft, welche Erwerbs-
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tätigkeiten für die Klägerin noch in Betracht kämen und solche

auch nicht konkret bezeichnet. Aufgrund gerichtlicher Ver—
fügung habe die Beklagte zwar einzelne Tätigkeiten benannt,

doch sei das LSG hierauf nicht eingegangen. Die von der Be—

klagten benannten Tätigkeiten gebe es entweder nicht oder sie

seien nicht hinreichend konkret bezeichnet. Hierauf habe die
Klägerin in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG hingewie—

sen. Das Vorhandensein geeigneter Tätigkeiten sei bei dem ein—

geschränkten Leistungsvermögen der Klägerin auch nicht evident.

Die Klägerin beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des Landessozialgerichts

Baden—Württemberg vom 50.10.1979, des Urteils des

Sozialgerichts Stuttgart vom 1.2.1979 und des

Bescheides der Beklagten vom 24.5.1975 die Beklagte

zu verurteilen, der Klägerin eine Rente wegen

Erwerbsunfähigkeit, hilfsweise wegen Berufsunfähigkeit

ab Antragstellung zu gewähren.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet. Ihr steht keine

Rente wegen Berufs— oder Erwerbsunfähigkeit zu.

Das LSG hat zwar die bei der Klägerin bestehenden körperlichen

Beeinträchtigungen nicht im einzelnen festgeStellt, es hat

jedoch ausführlich auf die von Prof. Dr. M und Dr. C

erhobenen Befunde Bezug genommen und hat damit zum Ausdruck

gebracht, daß es diesen Zustand der Klägerin seiner Entschei—

dung zugrunde legen will. Es bedarf im vorliegenden Fall

_ 4 _
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keiner Erörterung der Frage, ob diese Verfahrensweise

einer Revisionsnachprüfung standhalten könnte, weil die

Klägerin insoweit keine Beanstandungen erhoben hat; hin—

gegen sind ihre Rügen zur Beweiswürdigung des LSG unbe—

gründet. Das LSG hat durchaus im einzelnen dargelegt, warum

es das Gutachten des Dr. C für überzeugender hält als das

des Dr. M ' und warum es der übereinstimmenden Beur—

teilung des Prof. Dr. M und Dr. 0 folgt. Das LSG

hat sich dabei insbesondere auch mit den von der Kläge—

rin bereits in der Berufung geltend gemachten angeb-

lichen Widersprüchen im Gutachten des Dr. 0 auseinander-

gesetzt. Demgemäß ist davon auszugehen, daß die Klägerin

noch in der Lage ist, vollschichtig leichte Arbeiten zu
verrichten, die überwiegend im Sitzen ausgeführt werden.

Die Klägerin hat nach den nicht angefochtenen Feststellungen

des LSG keinen Beruf erlernt und im wesentlichen lediglich

eine Tätigkeit als Bürohilfskraft ausgeübt. Sie ist damit

der Gruppe der ungelernten Arbeiter im Sinne des Mehr-

stufenschemas (vgl zB Urteil des BSG vom 15.5.1978

— 1/5 RJ 128/76 — = SozR 2200 5 1246 Nr 29) zuzuordnen
und ihr sind daher alle ungelernten Tätigkeiten in der

vollen Breite des Arbeitsmarktes zumutbar, sofern sie keine

höheren als die beschriebenen körperlichen Anforderungen

stellen. Zu solchen Tätigkeiten gehört in erster Linie

die Tätigkeit als Bürohilfskraft, die die Klägerin bis zu
ihrem Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt ausgeübt hat. Dies

hat bereits das SG festgestellt, es bedarf daher keiner

besonderen Feststellungen des LSG, daß es auf dem all—
gemeinen Arbeitsmarkt Arbeit5plätze für Bürohilfskräfte

gibt, auf denen die Arbeit überwiegend im Sitzen ausge—

führt wird.

Da somit die Klägerin ihre bisherige Tätigkeit auch weiter—
hin zu verrichten vermag, bedarf die Frage einer möglichen

Verweisbarkeit auf andere Tätigkeiten keiner Erörterung.

Demgemäß stellt sich auch nicht die Frage, wie und in wel-
chem Umfang solche Tätigkeiten konkret bezeichnet werden
müßten. Die Klägerin ist demnach nicht berufsunfähig im
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Sinne des 5 4246 Abs 2 RVG, sie erfüllt mithin auch nicht die
Voraussetzungen zur Gewährung einer Rente wegen Erwerbsun—

fähigkeit (5 4247 RVG).

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Urteile des SG und

des LSG im Ergebnis nicht zu beanstanden sind. Die Revision

der Klägerin ist als unbegründet zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 Sozialgerichtsgesetz.
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